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Es  muss uns gelingen, schon im
nächsten Jahr etwa 7,5  Milliar-
den  Euro  einzusparen. In  den
darauffolgenden Jahren steigt
der  Einsparbedarf auf mehr als
15  Milliarden Euro  jährlich.
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Wird  das  ein finanzielles Pro-
blem für den Staat?

Das  Pflegesystem beruht dar-
auf,  dass  viele  Menschen zu

Hause gepflegt werden. Nur et-

wa  14  Prozent der  Betroffenen
werden in  stationären Einrich-
tungen  versorgt.  Und  das
macht auch Sinn. Denn im  fa-
miliären Umfeld fühlen  sich
die  meisten Pflegebedürftigen
wohler. Wenn man das berück-
sichtigt, muss man die  pflegen-
den  Angehörigen  entspre-
chend unterstützen.

Carsten Linnemann hat als neu-

er  Gesundheitsminister den

Vorstoß seiner Vorgängerin ge-
stoppt,  dass pflegende Angehö-
rige  Einbußen bei  Rentenzah-

lungen  hinnehmen müssen.
Auch das wäre eine Rolle rück-
wärts. Unterstützen Sie das?

Wir  müssen das ausloten.

Und dann liegt die Wahrheit bei
2,5 Jahren?

Es  ist  ldar,  dass es  immer Über-
gangsregelungen und Vertrau-
ensschutz geben muss.  Denn
die  Leute  planen ja  ihre Rente
nicht von  heute auf  morgen.
Aber fünf Jahre halte ich für zu

lang.

Es  gibt auch Unmut in der CDU
über die Abschaffung dieser so-

genannten „Rente mit  63".  Se-
hen  Sie  Kompromissmöglich-
keiten?

terssicherungskommission sie
vorgeschlagen hat,  als  Gesamt-

paket  in  ein Gesetz schreiben.
Dieser  Kompromiss  bildet
nicht nur die Interessen der Ko-
alitionspartner  ab,  sondern
auch der unterschiedlichen Ge-
nerationen. Wir können uns da
nicht Einzelteile herausgreifen
wie am Buffet.

Ich  bin sehr dafür, dass wir die
Rentenreform, so  wie  die  Al-

SPD-Chef und Finanzminister
Lars Klingbeil empfand das ein-
stellige  SPD-Ergebnis in  Sach-
sen-Anhalt allerdings als  Auf-
forderung, Details der  geplan-
ten  Reformen neu  aufzurufen.
Wäre  es  für  Sie  eine  Kompro-
missmöglichkeit, die abschlags-
freie  Rente  nach 45  Versiche-
rungsjahren frühestens in fünf
Jahren abzuschaffen, wie es  in
der SPD favorisiert wird?

Der  Grundgedanke ist ganz ein-
fach:  Ohne  Reformen  kein
Wachstum. Und  ohne Wachs-
tum lässt sich das hohe Niveau
der  sozialen Absicherung auf
Dauer nicht halten. Anders ge-
sagt: Wir dürfen unsere einmal
gefassten  Beschlüsse  nicht
leichtfertig  aufs  Spiel  setzen.

Die  Spitzen der Koalitionsfrak-
tionen haben daher auf ihrer
Klausur in Münster diese Agen-
da  bekräftigt.

Haben Sie eine Idee dafür?

Unser Auftrag ist klar: Wir müs-

sen  bei  den  Reformen zügig
vorankommen. Um  das  Ver-

trauen der  Menschen zurück-
zugewinnen, müssen wir Kurs
halten.

Wie steht es um die Koalition im
Bund?

Nein. Aber es  ist doch ganz ldar,
dass  Wahlergebnisse Spuren
hinterlassen. Die  Situation in
Mecklenburg-Vorpommern ist
für  uns  sehr  schwierig, weil
sich  der  Wahlkampf zwischen
der  regierenden SPD  und der
oppositionellen AM  abspielt.
Wir  drohen zerrieben zu  wer-

den.

In  Mecklenburg-Vorpommern
liegt die CDUbei acht Prozentin
den  Umfragen. Bricht eine Re-
volte gegen Friedrich Merz aus,
wenn  die  CDU  dort  bei  der
Landtagswahl am  20.  Septem-
ber einstellig abschneidet?

Das  kann man nicht als  Plan B

bezeichnen. Sollte es  die  Lage
erfordern,  werden wir  selbst-
verständlich das  Grundgesetz
durchsetzen und dafür alle In-
strumente nutzen. Die  Insti-
tutionen unseres Staates haben
genau  dies  zu  gewährleisten.
Wir sind eine wehrhafte Demo-
kratie.

de  dafür  sorgen,  dass  das

Grundgesetz in Sachsen-Anhalt
durchgesetzt werde. Sie sind Ju-
rist:  Ist  das  Mittel  dafür der
Grundgesetzartikel37? Danach
könnte  die  Bundesregierung
mit  Zustimmung des  Bundes-
rats  Maßnahmen gegen  eine
Land esregierungtrefen, Biege-
gen  die  Verfassung verstößt
oder sich weigert, Bundesgeset-
ze  zu  erfüllen. Im  Wege  des
„Bundeszwangs" hätte sie Wei-
sungsrecht gegenüber Landes-
behörden.

Gibt es einen Plan B Eiir den Um-
gang mit der AfD? Der Kanzler
sagt,  die Bundesregierung wer-

Die  Zahlen  sind  grotten-
schlecht. Da  gibt es  kein Drum-
herumreden. Wir  müssen zur

Kenntnis nehmen, dass wir mit
unserer Politik, unseren Inhal-

ten  und der Art und Weise, wie
wir  sie  vertreten, nicht  über-

zeugt haben.

Wenn Sie  die  Lage so  im  Blick
hatten, warum wirkte der Par-
teivorsitzende dann so unvorbe-
reitetangesichts derhohenAfD-
Gewinne? Man konnte keinen
Plan B  der CDU oder der Regie-
rung erkennen.

druckt.  Allerdings kommt das
Ergebnis  nicht  aus  heiterem
Himmel. Schon bei  der  Kom-
munalwahl 2024 war  die  AfD
landesweit stärkste  Partei  in
Sachsen-Anhalt. Und  bei  der
Bundestagswahl sind  wir  in
Sachsen-Anhalt nur auf etwa 19

Prozent der  Stimmen gekom-
men.  Natürlich sieht auch der
Bundeskanzler das.

Wenn  man  ein  so  schlechtes

Wahlergebnis erzielt, lässt das
eine  Partei  nicht  unbeein-

Nach dem Absturz der CDU bei
der  Landtagswahl in  Sachsen-
Anhalt brodelt es  auch in  der

Unionsfraktion. Wie  spiegeln
Sie  das dem Kanzler?

Ich  habe es  als  starken Vertrau-

ensbeweis empfunden, dass die

Abgeordneten mich mit mehr
als  90  Prozent zu ihrem Vorsit-
zenden  gewählt haben.  Und
selbstverständlich sage  ich
Friedrich  Merz  immer  offen
und  ehrlich meine  Meinung.
Das  ist  umso bedeutsamer, als
ich  jetzt die  Interessen der 208

Unionsabgeordneten vertrete.

Aber  auch  meine neue  Rolle
lebt von der  Loyalität zum Re-

gierungschef

Sie  gelten  als  Vertrauter von

Kanzler  Merz.  Genießen  Sie
schon das  Vertrauen der  CDU-
und  CSU-Abgeordneten und
können sich zugleich Kritik am

Kanzlerleisten?

Beide  sind sehr schön. Hier ha-
be  ich  das  Gefühl, mehr vom

Berliner  Leben  mitzubekom-
men. Vom Kanzleramt aus  hat-
te  ich andererseits einen traum-

haften Blick auf das Parlament.

Herr  Frei,  welches Büro bietet
die  schönere Perspektive: Ihr al-
tes  als  Kanzleramtschef im
Kanzleramt oder das neue hier
als  Unionsfraktionschef im  Ja-
kob-Kaiser-Haus?

Thorsten  Frei  berührt das
Möbelstück leicht,  als wol-

le  der  neue  Unionsfraktions-
vorsitzende so  behutsam wie
möglich mit  dem Erbe  umge-
hen,  für das dieser Schreibtisch
steht.  Denn er  gehörte Wolf-
gang  Schäuble, dem früheren
Unionsfraktionschef,  Finanz-
minister und Bundestagspräsi-
denten. Wie dieser stammt Frei
aus  Baden-Württemberg. Im In-

terview  nimmt der  53-Jährige
eine  Anleihe  bei  Schäubles

Schuldenpolitik.

Unionsfraktionschef Frei  ermahnt die  Koalition zu  Kompromissen -  Reformen seien kein
Buffet, an  dem man sich bediene /  Ein  Interview von  Kristina Dunz und Stefan Lange

„Die Zahlen sind grottenschlecht”



re  nicht in  Stein gemeißelt ist.
Das  wird  der  Gesetzgeber im
Lichte der dann aktuellen Situa-
tion  in  den  jeweiligen Haus-
haltsgesetzen  bewerten  und
entscheiden müssen. Zum Bei-
spiel  müssen wir  mittelfristig
die  Ausgaben für  Verteidigung
—  schon nächstes Jahr werden
es  140  Milliarden Euro  sein —

wieder  aus  dem  normalen
Haushalt finanzieren, anstatt

die  Bereichsausnahmen in  An-

spruch zu  nehmen. Langfristig
müssen wir,  wie  es  Wolfgang
Schäuble damals geschafft hat,
die  Schuldenaufnahme wieder
drastisch reduzieren.
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Den  Konjunktiv habe  ich  ge-
wählt,  weil unsere  Finanzpla-
nung für  die nächsten vier Jah-

Sie  nutzen bewusst den  Kon-

junktiv.  Wird  die  Finanzpla-
nung mit  der Rekordverschul-
dung nicht umgesetzt?

Nettokreditaufnahme, die  uns

jede Menge Zinsen kostet. Zum

Vergleich: Vor wenigen Jahren
haben wir für unsere Schulden
jährlich Zinsen von vier Milliar-
den  Euro gezahlt. Derzeit sind
es  40  Milliarden, also das Zehn-
fache.  Und die  Zinsen würden,
wenn unsere Finanzplanung so

umgesetzt würde, auf bis zu 80
Milliarden steigen.

Wir  sollten den Bericht über die

Entwicklung  der  Steuerpro-
gression, der  im  Herbst veröf-
fentlicht wird, abwarten. Dann

haben wir es  schwarz auf weiß.
Natürlich würden wir die Steu-
erzahler gerne in  vollem Um-

fang von der Progression befrei-
en,  aber wir müssen es  auch be-
zahlen können. Wir haben be-
reits  eine  sehr,  sehr  hohe

Jahren keinen vom Staat aufge-
fangenen Ausgleich der kalten

Progression vorgesehen. Wird
die  Unionsfraktion es  akzeptie-
ren,  dass  Lohnerhöhungen
durch Inflation und Steuerpro-
gression aufgezehrt werd en?

Auch  die  Einkommensteuerre-

form  soll  in  diesem Jahr für
2027 auf den Weg gebracht wer-

den.  Der Finanzminister hat in
seinem  Steuerkonzept anders
als  in  den  vergangenen zehn

Wenn wir  das  Gesetzgebungs-
verfahren nicht bis zum Jahres-
ende  abschließen, müsste der

Pflegeversicherungsbeitrag
deutlich  steigen.  Das  wollen
wir auf j eden Fall verhindern.

Bis  wann  schaffen  Sie  Klar-
heit?

Schaffen wir es  nicht,  die  Aus-

gaben in  dem Maß zu  kürzen,
dann steigt der  Pflegeversiche-
rungsbeitrag weiter an.
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